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Der Wirtschaftsdienst hat in verdienstvoller Weise immer 
wieder dem Thema Politikberatung Raum gegeben und 
der Autor dieses Beitrags hat sich daran beteiligt (ins-
besondere Hoff mann und Wagner, 1998; Wagner, 2006, 
2011; Fratzscher und Wagner, 2013 sowie Haucap et al., 
2015). Warum also ein weiterer Beitrag zu diesem The-
ma? Es gibt in der Tat aus verschiedenen Gründen et-
was Neues zu sagen und zu diskutieren; dieser Beitrag 
wird insbesondere auf die Bedeutung der Digitalisierung 
der Wissenschaftskommunikation eingehen und dabei 
einige wesentliche Befunde und Empfehlungen einer In-
terdisziplinären Arbeitsgruppe (IAG) der Berlin-Branden-
burgischen Akademie der Wissenschaft (Weingart et al., 
2022; Wormer, 2022) und der vom BMBF organisierten 
#FactoryWissKomm (FactoryWissKomm, 2021) vorstel-
len und kurz diskutieren.1

Der Begriff  Politikberatung ist eng mit den Wirtschafts-
wissenschaften verbunden – andere Disziplinen sprechen 
heutzutage eher von Wissenschaftskommunikation, die 
den Begriff  Wissenstransfer abgelöst hat. Gemeint ist 
nicht die Beratung der Politik im Allgemeinen, insbesonde-
re nicht die Beratung durch Nicht-Wissenschaftler:innen 
(z. B. Leif, 2015), sondern die Beratung der Politik durch 
forschende Wissenschaftler:innen. Zur wirtschaftswis-
senschaftlichen Politikberatung gibt es eine diff erenzier-
te Literatur, die jedoch weitgehend unverbunden mit der 

1 Der Autor war Mitglied der Interdisziplinären Arbeitsgruppe (IAG) 
„Implikationen der Digitalisierung für die Qualität der Wissenschafts-
kommunikation“ der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wis-
senschaften und der vom BMBF organisierten „#FactoryWissKomm“. 
Wie z. B. Christian Drosten ist auch der Autor kein ausgewiesener 
Kommunikationsfachwissenschaftler, äußert sich aber trotzdem zur 
Wissenschaftskommunikation.

Literatur (und der dahinterliegenden Forschungsland-
schaft) zur „Wissenschaftskommunikation“ ist, die sich 
ursprünglich nur mit den Naturwissenschaften beschäftigt 
hat. Und beide Diskussionsstränge sind kaum verbun-
den mit der Figur des in den Geistes- und Sozialwissen-
schaften seit Jahrzehnten eine große Rolle spielenden 
Öff entlichen Intellektuellen (z. B. Bock, 2011); einer Rolle, 
die – so wird im vorliegenden Beitrag diskutiert – nun viele 
Wissenschaftler:innen mit niedrigen Zugangshürden digi-
tal spielen können.2 Hier kann nicht im Einzelnen auf die 
einschlägige kommunikationswissenschaftliche Literatur 
eingegangen werden, es sei aber darauf hingewiesen, 
dass sich die (selektive) Auseinandersetzung mit dieser Li-
teratur auch im Hinblick auf Politikberatung lohnen könnte. 
Einen aktuellen Überblick geben Weingart et al. (2022). 

Hier explizit erwähnenswert ist der Hinweis (Weingart 
et al., 2022): „Anlässlich einer forschungsstrategischen 
(ersten) Aufarbeitung der Covid-19-Krise macht der Wis-
senschaftsrat (2021) eine begriffl  iche Unterscheidung 
zwischen Politikberatung und Transfer (S. 8), ohne jedoch 
auf die Unterschiede näher einzugehen. Politikberatung 
und Wissenschaftskommunikation fasst er auf S. 10 un-
ter dem Titel „Zusammenwirken mit Politik und Öff ent-
lichkeit“ zusammen. Man kann daraus schließen, dass im 
Verständnis des Wissenschaftsrats Politikberatung auch 
Wissenschaftskommunikation ist, die sich an einen spe-
ziellen Adressatenkreis richtet („die” Politik). Müller-Jung 
(2021) bringt es in einem Kommentar in der Frankfurter 
Allgemeinen Sonntagszeitung auf den Punkt: „Politikbe-
ratung durch Fachleute ist Wissenschaftskommunikati-
on.“ Ähnlich wird auch zwischen Politikberatung und Ge-
sellschaftsberatung unterschieden (etwa BBAW, 2008).

Neuere Entwicklungen

Im Folgenden wird es darum gehen, was wir für die Poli-
tikberatung aus einer Reihe von Stellungnahmen der deut-
schen Wissenschaftsorganisationen für die Organisation 

2 Auf die auf Wertungen abzielenden „Orientierungswissenschaften“, 
die Gelehrte und Öff entliche Intellektuelle anbieten, kann hier nicht 
näher eingegangen werden (Wagner, 2005). Es sei zumindest daran 
erinnert, dass das Feuilleton ursprünglich ein Abschnitt zu „den ge-
lehrten Sachen“ (in der Vossischen Zeitung war (bis 1911 unter an-
deren Namen erschienen, der seit 1740 zeitweise die „gelehrten Sa-
chen“ explizit nannte; Bender, 1972). Von 1751 bis 1755 war Gotthold 
Ephraim Lessing der verantwortliche Redakteur, der das Feuilleton 
auf eine in Berlin noch nicht gekannte Höhe“ hob (Bender, 1972). Zu 
diesem Feuilleton gehörten ausdrücklich „Wissenschaftsnotizen“, 
wozu Mitte des 19. Jahrhunderts zeitweise eine „wissenschaftliche 
Beilage“ zur Sonntagsausgabe gehörte (Bender, 1972).
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einer qualitativ guten Wissenschaftskommunikation und 
damit auch einer entsprechenden Politikberatung lernen 
können. Die Nationale Akademie Leopoldina, zusammen 
mit der Deutsche Akademie der Technikwissenschaften 
(acatech) und der Union der deutschen Akademien der 
Wissenschaften hat bereits 2014 eine Stellungnahme „Zur 
Gestaltung der Kommunikation zwischen Wissenschaft, 
Öff entlichkeit und den Medien“ veröff entlicht sowie 2017 
die Analysen und Empfehlungen zu Social Media und di-
gitaler Wissenschaftskommunikation (Leopoldina et al.  
2014, 2017). Wie Weingart et al. (2022) zusammenfassen, 
wurde bereits 2014 zur Kommunikation zwischen Wissen-
schaft, Öff entlichkeit und den Medien u. a. empfohlen, 

• die Kommunikationsstrategien wissenschaftlicher 
Einrichtungen im Hinblick auf Qualitätsstandards 
und „wissenschaftliche Redlichkeit“ zu überarbeiten. 
(Empfehlung 1)

• „… ein übergreifendes Qualitätslabel für vertrauens-
würdige Wissenschaftskommunikation zur Auszeich-
nung institutioneller Pressearbeit unter den genannten 
Kriterien einzuführen.“ (Empfehlung 2)

• „Nicht durch Daten bzw. Evidenzen gedeckte Übertrei-
bung von Forschungsergebnissen gegenüber den Me-
dien (Hype) soll als Verstoß gegen gute wissenschaftli-
che Praxis gelten und entsprechend sanktioniert wer-
den.“ (Empfehlung 3)

Weingart et al. (2022) weisen auch auf die Stellungnahme 
aus 2017 hin, die die digitale Wissenschaftskommunikati-
on im Fokus hat. Dort heißt es: „PR- und Presseabteilun-
gen bzw. Abteilungen zur vermittelnden Wissenschafts-
kommunikation [müssen] – im Sinne des Transparenzge-
bots – von nach Regeln der Werbung handelnden Marke-
tingabteilungen (wieder) klar getrennt sein – vergleichbar 
der strukturellen Trennung von Redaktion und Anzeigen-
abteilung in journalistischen Medienhäusern.“ Ganz kon-
kret: „Bei Universitäten könnten solche primär der Wis-
senschaftskommunikation im ursprünglichen Sinne und 
weniger der Reputationskommunikation verpfl ichteten 
Stellen nicht der Leitung der Institution, sondern zum Bei-
spiel dem Senat oder vergleichbaren Aufsichtsgremien 
unterstellt sein“ (Weingart et al., 2022, 53). 

Der Wissenschaftsrat (2021) spricht jüngst explizit die 
bei der Verwendung der digitalen Medien entstehenden 
Qualitätsprobleme an: „Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler müssen transparent machen, in welcher Rol-
le sie kommunizieren und welche Rollenwechsel sie ggf. 
vornehmen. Um die Glaubwürdigkeit der Wissenschaft 
zu wahren, sollten die Ziele der Kommunikation und ggf. 
damit verbundene eigene Interessen off engelegt werden, 

ebenso die Grenzen des eigenen Fachs und der eigenen 
Expertise.“ Dies gilt insbesondere für die digitale „Direkt-
kommunikaton“, etwa in Netzwerken. Der Wissenschafts-
rat stellt weiterhin explizit fest, dass „z. B. die wissentli-
che Übertreibung von Forschungsergebnissen, das Ver-
schweigen oder das fälschliche Behaupten von Unsicher-
heiten als wissenschaftliches Fehlverhalten gelten”. Er 
empfi ehlt daher „den wissenschaftlichen Einrichtungen, 
anschließend an die genannten Vorarbeiten auf möglichst 
breiter Basis Regeln zur Sicherung kommunikativer Integ-
rität zu vereinbaren und in alle Regelwerke zur Sicherung 
wissenschaftlicher Integrität aufzunehmen“.

Der Ethikkodex des Vereins für Socialpolitik greift genau 
diese Überlegung auf. Im Punkt 6 des Ethikkodex zur 
Wissenschaftlichen Praxis heißt es: „Bei wirtschaftspo-
litischer Beratung oder Kommunikation mit den Medien 
soll sorgfältig auf den Unterschied zwischen Tatsachen-
beschreibung und wissenschaftlich gestützter Aussage 
einerseits und Werturteil andererseits geachtet werden“ 
(Verein für Socialpolitik, 2021). Digitale Medien werden 
nicht ausdrücklich genannt, aber Punkt 5 des Kodex hebt 
mit der Nennung von nicht wissenschaftlichen Medien 
auch ein Problem digitaler Kommunikation hervor. „In 
wissenschaftlichen Arbeiten sollen Sachverhalte benannt 
werden, die potenziell zu Interessenkonfl ikten oder Befan-
genheit der verfassenden Personen führen könnten. Diese 
Regel soll nach Möglichkeit auch bei Veröff entlichungen 
in nicht wissenschaftlichen Medien angewandt werden.“

Die Expert:innengruppe „FactoryWisskomm“, die vom 
BMBF zusammengerufen wurde, um aus der Praxis he-
raus eine Art Leitlinie zur Wissenschaftskommunikation 
zu erarbeiten, hängt dieses Thema zu Recht hoch (Fac-
toryWissKomm, 2021): „Die #FactoryWisskomm betrach-
tet verantwortungsvolle Wissenschaftskommunikation 
als integrales Element des Wissenschaftssystems. Dabei 
unterliegt Wissenschaftskommunikation den gleichen 
Erwartungen und Standards, die an gute Forschung und 
Lehre angelegt werden: Sie ist integer in ihren Inhalten und 
Methoden, sie ist relevant, nachvollziehbar, verständlich 
und transparent. Sie ist forschungsbasiert und refl ek-
tiert entsprechend auch ihre Gelingensbedingungen und 
ihre Folgen für Gesellschaft und Wissenschaft. Wissen-
schaftskommunikation setzt auf Austausch und Dialog, 
auch im Sinne des Public Engagements. Sie vermittelt 
nicht nur Ergebnisse und Methoden der Wissenschaft, 
sondern hilft auch dabei, gesellschaftliche Problem- und 
Fragestellungen ins Wissenschaftssystem hineinzutragen. 
Sie diff erenziert zwischen Wissensvermittlungs-, Dialog-, 
Public-Engagement-und Public-Relations-Formaten. (…) 
Wegen der hohen Verantwortung sollten ethische Grund-
sätze der Wissenschaftskommunikation gelehrt und ge-
lebt werden.“ Weiter heißt es: „Die Beiträge verschiedener 
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Expert:innen und wissenschaftlicher Disziplinen zur Lö-
sung komplexer Probleme sind mitunter widersprüchlich 
und müssen gerade deswegen transparent und nachvoll-
ziehbar kommuniziert werden. Damit die Menschen die-
se Informationen einordnen und bewerten können, ist es 
wichtig, die Arbeitsweise von Forschung zu verdeutlichen, 
die nicht endgültige Wahrheiten erzielen kann, sondern 
ihre Stärke vor allem aus ihrem inhärenten Problembe-
wusstsein und Skeptizismus zieht. Wissenschaftskommu-
nikation wahrt die Distanz zu persönlichen Werturteilen. 
Gute Wissenschaftskommunikation bedeutet, dass unter 
Umständen weniger statt mehr kommuniziert wird.“ 

Weingart et al. (2022) fassen schließlich die Ergebnisse 
der einschlägigen Arbeitsgruppe der Berlin-Brandenbur-
gischen Akademie der Wissenschaften (BBAW) wie folgt 
zusammen – und bieten damit die Basis für den folgenden 
Abschnitt dieses Beitrags: „Da die Verantwortung für di-
rekte Wissenschaftskommunikation nur bei den einzelnen 
Wissenschaftlern liegen kann, ist es umso wichtiger, dass 
eine ‚Ethik der Wissenschaftskommunikation‘ entwickelt 
wird. Diese sollte zusammen mit oder als Teil der Regeln 
guter wissenschaftlicher Praxis im Studium und hier vor 
allem in der postgradualen Ausbildung vermittelt werden. 
Die Formulierung entsprechender Leitlinien und Grundsät-
ze könnte beispielsweise die Aufgabe der wissenschaftli-
chen Fachgesellschaften sein. (…) Ebenso bedarf es der 
Regeln für alle Formen der institutionellen Kommunikation 
(Public Relations, Werbung, Marketing) und geeigneter In-
strumente zur Sicherung ihrer Qualität. Die primär auf wis-
senschaftliche Information und Vermittlung wissenschaft-
licher Fakten ausgerichteten Formen der institutionellen 
Kommunikation sollten der Kontrolle des Senats einer 
Universität oder vergleichbaren akademischen Gremien 
(bzw. Kuratorien von außeruniversitären Forschungsein-
richtungen) unterliegen und möglichst vom reinen Wissen-
schaftsmarketing der Institution getrennt sein.“

Schlussfolgerung für wirtschaftswissenschaftliche 

Wissenschaftskommunikation

Um die Politikberatung in Deutschland zu verbessern, die 
ja nicht nur eine Beratung von Politiker:innen ist, sondern 
in Form von Wissenschaftskommunikation eine „Beratung“ 
der gesamten Öff entlichkeit, sind weniger Reformen der 
die Politik beratenden Gremien notwendig, sondern struk-
turelle Änderungen im Wissenschaftssystem, die dazu 
führen, dass Forschende freiwillig – aus ethischen Grün-
den – der Maxime folgen „Du sollst nicht übertreiben“ (vgl. 
auch Wagner, 2017). Dies sollte die Ansätze einer Ethik 
der Politikberatung (als Teil der Forschungsethik) zügig 
praxisrelevant werden lassen. Dabei geht es darum, dass 
Wissenschaftler:innen mit größerer Disziplin als bislang 
der Politik und der Öff entlichkeit deutlich machen, welche 

ihrer Aussagen und Empfehlungen auf wissenschaftlichen 
Erkenntnissen beruhen (theoretischer und empirischer 
Art) und welche (reine) Meinungsäußerungen darstellen. 
Wenn der wissenschaftliche Stellenwert der Äußerungen 
von Wissenschaftler:innen besser für Politik und Öff ent-
lichkeit erkennbar ist als bislang, werden wissenschaft-
liche Forschungsergebnisse eine bessere Rolle im politi-
schen Entscheidungsprozess spielen können als bislang. 
Jahrzehntelange Erfahrungen zeigen mir: Die Größe von 
Schlagzeilen, die einzelne meinungsstarke Forschende ha-
ben, spielt keine Rolle für erfolgreiche forschungsbasierte 
wissenschaftliche Politikberatung.

Neben diskussionswürdigen Umbauten der institutionali-
sierten Politikberatung sind vor allem bessere Strukturen 
im Wissenschaftssystem selbst notwendig. Mögliche ins-
titutionelle Um- oder Neubauten der Beratung selbst sei-
en hier nur stichwortartig genannt: etwa direkte Beratung 
durch hochrangige Forschende innerhalb von Ministerien 
(durch auf Zeit berufene „Chef-Wissenschaftler:innen“), 
aber auch eine verbesserte wissenschaftliche Beratung 
der Oppositionsparteien (etwa innerhalb ihrer Stiftungen, 
Wagner, 2005) oder der Umbau des von Interessenvertre-
tungen dominierten Sozialbeirats der Bundesregierung zu 
einem wissenschaftlichen Beratungsgremium (Wagner, 
2021). Entscheidend aber sind strukturelle Änderungen 
im Wissenschaftssystem, die der oben erwähnten Trans-
parenz bezüglich wissenschaftlicher Ergebnisse und Mei-
nungsäußerungen dienen sowie dafür sorgen, dass ein-
zelne Wissenschaftler:innen ihre Forschungsergebnisse 
übertreiben und zudem noch Werturteile als Wissenschaft 
verkaufen. Damit dieses Unterfangen nicht auf eine Zen-
sur Einzelner hinausläuft (etwa durch eine Nationale Aka-
demie; vgl. auch Borges 2022) ist das Ziel der Nichtüber-
treibung nur durch das verinnerlichen einer entsprechen-
den Forschungs- bzw. Kommunikationsethik erreichbar.

Langfristig am wichtigsten ist das nachhaltige verankern 
einer Ethik der Politikberatung im Wissenschaftssystem, 
und dort insbesondere im Bereich des wissenschaftli-
chen Nachwuchses (weil der Nachwuchs automatisch 
in einfl ussreiche Positionen hineinwächst, ist er als Ziel-
gruppe so wichtig). Mit den Leitlinien des Vereins für So-
cialpolitik (2021) sind wir auf einem guten Weg. In vielen 
Doktorandenprogrammen wird auch – mehr oder we-
niger explizit – die Ethik der Politikberatung gelehrt. Die 
Ethik der Politikberatung ist so wichtig wie nie, da sich 
Wissenschaftler:innen im Zeitalter der Digitalisierung di-
rekt an das breite (oder auch spezielle) Publikum wenden 
können, ohne eine dazwischengeschaltete professio-
nelle Kontrolle durch Journalist:innen, die in der Vergan-
genheit die Verbreitung groben Unfugs verhindert haben 
(aber auch neue Ideen durchaus auch mal unterdrückt 
haben). Die durch die Digitalisierung möglich gewordene 
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freie Meinungsäußerung ist ohne Zweifel zu begrüßen, sie 
erfordert aber auch – wie alle Freiheiten – Disziplin, also 
hier eine gelebte Ethik der Politikberatung bzw. der Wis-
senschaftskommunikation im Sinne von „Du sollst nicht 
übertreiben“.

Neben der individuellen Ethik der Politikberatung kön-
nen auch institutionelle Strukturen helfen, Politik und 
Öff entlichkeit deutlich zu machen, welchen Stellenwert 
die Äußerungen von Hochschulen, Forschungsinstituten 
und einzelnen Wissenschaftler:innen haben (Wormer, 
2022). So sollte in Hochschulen und Forschungsinsti-
tuten Wissenschafts-PR und Wissenschaftskommuni-
kation endlich organisatorisch getrennt werden und die 
Wissenschaftskommunikation auf keinen Fall der Leitung 
von Einrichtungen direkt unterstellt werden. Dies wurde 
bereits 2014 von der Leopoldina empfohlen und ist si-
cherlich durch die digitale Direktkommunikation wichtiger 
geworden denn je: Die direkte Verbreitung von Privat-
meinungen öff entlicher Intellektueller ist nicht Aufgabe 
von Forschungseinrichtungen und trägt im Übrigen zur 
Verwirrung bei, was gesicherte wissenschaftliche Evidenz 
und was Meinungsäußerung ist.
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Title: Self-Discipline Makes Policy Advice Better
Abstract: There is a diff erentiated literature on policy advice, but it is largely disconnected from the literature (and the underlying 
research landscape) on academic communication, which originally dealt only with the natural sciences. And both strands of the dis-
cussion are barely connected to the fi gure of the „public intellectual“ who has played an important role in the humanities and social 
sciences for decades. This is a role that, as discussed in this article, is now played digitally by many scholars with low barriers to entry. 
This creates new problems, which can be addressed by research ethics. Of course, the relevant literature in communication studies 
is not discussed in detail in this article, but it is pointed out that (selective) examination of this literature might also be worthwhile with 
regard to policy advice.


